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Motiviertes Personal – einer der unternehmerischen 
Erfolgsfaktoren

Zahlreiche Faktoren zeichnen ein erfolg-
reiches Unternehmen aus. Jeder Unter-
nehmer ist sich dessen bewusst, in der 
Hektik des Alltages wird der Bedeutung 
dieser Faktoren manchmal zu wenig Wert 
beigemessen.

Einer dieser Faktoren ist das eigene Perso-
nal. Die Multiplikatoren eines gut aufge-
stellten Teams – vom guten Arbeitsklima 
bis zum zufriedenen Kunden – werden teils 
unterschätzt. Die Gewissheit, auf ein gu-
tes, motiviertes Team zählen zu können, 
genügt alleine aber nicht. Das Team darf/
muss es auch wissen und spüren. Dabei 
zählen nicht nur (aber auch) monetäre An-
reize, nichtmonetäre Anreize sind ebenso 
wichtig. Bauen Sie als Unternehmer auch 
auf «KVP»? KVP heisst «kontinuierliches 
Verbesserungspotential». Ein Team ist ge-
meinsam stark. Binden Sie das Personal in 
die betrieblichen Prozesse ein und geben 
Sie ihm die Gelegenheit, konstruktive Ver-
besserungsvorschläge einzubringen. Dis-
kutieren Sie im Team die Möglichkeiten, ob 
und wie solche Vorschläge umgesetzt wer-
den können. Das Personal fühlt sich wert-
geschätzt und eingebunden – und das gan-
ze Unternehmen profitiert von den sich da-
raus ergebenden Multiplikatoren.

Wir haben bei uns KVP eingeführt – bei un-
serem quartalsweisen Teamaustausch dis-
kutieren wir darüber. Probieren Sie es auch!

Ein Blick auf die politische Bühne
Es laufen zahlreiche Diskussionen, wel-

che auch die KMU’s direkt betreffen. Am 
22. September kommt es zur Volksab-
stimmung über die Reform der berufli-
chen Vorsorge. Zumindest in der obligato-
rischen beruflichen Vorsorge bringt die 
Reform einschneidende Neuerungen. 
Noch ein weiter Weg steht für andere 
Themen bevor. Eine Motion verlangt, dass 
personenbezogene Gesellschaften neu 
für die Vermögenssteuer basierend auf 
dem Substanzwert bewertet werden (und 
damit die zum Teil viel zu hohe Bewertung 
auf Grund guter Ertragslage wegfällt). 
Dies wäre zu begrüssen. Ein neues Bun-
desgesetz über die Besteuerung der Te-
learbeit im internationalen Verhältnis soll 
Klarheit schaffen, damit Grenzgängerin-
nen und Grenzgänger auch dann in der 
Schweiz besteuert werden können, wenn 
sie Telearbeit für in der Schweiz ansässige 
Firmen im Ausland verrichten. Weitere 
KMU-relevante Themen sind ebenfalls als 
Motionen und parlamentarische Initiativen 
in Diskussion.

Wir bauen um
Wie bereits in der letzten Kundenzeitung 
erwähnt, erweitern wir unsere Büroräum-
lichkeiten. Bis im Oktober wird es deshalb 
bei Ihren Besuchen bei uns zu Einschrän-
kungen kommen. Wir danken Ihnen für das 
Verständnis – freuen uns aber, Ihnen gegen 
Ende Jahr unsere erweiterten Räumlichkei-
ten vorstellen zu können.
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Zivilrechtlich ist die Schenkung ein 
zweiseitiger Vertrag zwischen dem 
Schenker und dem Beschenkten. Ein Ver-
mögenswert geht dabei ohne (entspre-
chende) Gegenleistung auf den Be-
schenkten über. Entweder schenkt man 
von Hand zu Hand oder man verpflichtet 
sich zu einer Schenkung in schriftlicher 
Form und vollzieht sie später.

Steuerrechtlich unterliegen Schenkun-
gen der kantonalen Schenkungssteuer 
(der Bund kennt – noch – keine solche), 
und zwar im Wohnsitzkanton des 
Schenkgebers (und nicht des Beschenk-
ten). Ausgenommen sind Grundstücke, 
die ausschliesslich am Ort der gelege-
nen Sache besteuert werden (und nicht 
am Wohnsitz des Schenkers oder des Be-
schenkten).

Was geschenkt wird, ist nicht verdient, 
d.h. kann kein steuerbares Einkommen 
sein. 

Mit der kantonalen Grundstückge-
winnsteuer wird ein Veräusserungsge-
winn auf Grundstücken erfasst. Eine rei-
ne Schenkung (oder auch eine Verer-
bung) einer Liegenschaft ist keine solche 
steuerpflichtige Veräusserung. Die 
Grundstückgewinnsteuer wird in diesen 
Fällen aufgeschoben und die latente 
Steuerlast (inkl. Besitzesdauerabzug und 
Anrechnungswert) geht auf den Erwer-
ber über. In der Praxis kommen häufig 
sog. gemischte Schenkungen vor, z.B. 
immer dann, wenn der Beschenkte be-
stehende Hypotheken übernimmt (gilt als 
Teil des Kaufpreises). Ein Teil der Kantone 
rechnet in solchen Fällen sowohl über die 
Schenkungssteuer (auf dem Schen-
kungsteil) als auch über die Grundstück-
gewinnsteuer ab (z.B. Kt. GR), andere 
Kantone unterstellen den Vorgang nur 
der Schenkungssteuer, wenn der Schen-
kungsteil 25% des Verkehrswerts der 
Liegenschaft übersteigt (Kt. ZH, SG, SZ, 
TG) oder mindestens 20% erreicht (Kt. 

AG). Erreicht der Schenkungsteil die ge-
nannte Schwelle von 25% im Kt. Zürich 
nicht, so wird nur über die Grundstückge-
winnsteuer abgerechnet und der Schen-
kungsteil bleibt schenkungssteuerfrei. Es 
lohnt sich, solche Fälle im Voraus konkret 
abzuklären.

Schenkungen an einen Nachkommen un-
terstehen der Anrechnungspflicht im Erb-
fall und sind ausgleichungspflichtig, so-
fern sie das Mass üblicher Gelegenheits-
geschenke übersteigen und der Erblasser 
nicht von der Ausgleichungspflicht 
entbunden hat. Bei Schenkungen von 
Liegenschaften an Nachkommen wird im 
Erbfall dann oft darüber diskutiert, mit 
welchem Wert sich der Beschenkte die 
Schenkung anrechnen lassen muss: Mit 
dem seinerzeitigen Wert der Liegenschaft 
oder mit ihrem aktuellen? Schenkt der 
Schenker z.B. einem Nachkommen (A) 
CHF 300'000 in bar und einem anderen (B) 
ein Grundstück im Wert von CHF 300'000, 
so sind beide Nachkommen im Schen-
kungszeitpunkt gleichgestellt. Hat die ge-
schenkte Liegenschaft aber im Todeszeit-
punkt des Schenkers einen Wert von CHF 
500'000, so muss sich B die Differenz von 
CHF 200'000 grundsätzlich anrechnen las-
sen. Es empfiehlt sich, in solchen Konstel-
lationen den anrechenbaren Wert im 
Schenkungsvertrag festzuhalten und auch 
von den übrigen Nachkommen bestäti-
gen zu lassen.

Im Hinblick auf Ergänzungsleistungen 
wird oftmals versucht, das massgebliche 
Vermögen mittels Schenkungen an die 
Nachkommen zu reduzieren. Die Behör-
de prüft jedoch nicht nur das aktuelle Ein-
kommen und Vermögen, sondern auch 
die Vermögenswerte, auf welche freiwil-
lig verzichtet wurde (sog. Verzichtsver-
mögen). Dieses wird zum aktuellen Ver-
mögen hinzugerechnet und reduziert 
sich pro Jahr lediglich um CHF 10'000. 
Die Folge kann dann eine Anspruchsver-
weigerung oder Leistungskürzung sein.

Schenkungen – Bedenkens- und Beachtenswertes



Immobilien im Geschäftsvermögen

Selbständig Erwerbstätiger
Nutzt der Eigentümer eine Immobilie 
mehrheitlich für eigene geschäftliche 
Zwecke, so liegt eine selbständige Er-
werbstätigkeit vor und die Liegenschaft 
gilt als Geschäftsvermögen. Bewirtschaf-
ten Privatpersonen ihr Immobilienportfo-
lio professionell mittels Zu- und Verkäufe, 
werden sie als gewerbsmässiger Liegen-
schaftenhändler eingestuft, was einer 
selbständigen Tätigkeit gleichkommt. 
Durch die Rechtsprechung des Bundes 
haben sich einige Kriterien zur Qualifika-
tion herausgebildet. Zum einen sollen die 
An- und Verkäufe von Liegenschaften 
nicht nur im Rahmen der privaten Vermö-
gensverwaltung, bei sich zufällig bieten-
der Gelegenheit, getätigt werden, son-
dern wenn diese systematisch und mit 
der Absicht der Gewinnerzielung vollzo-
gen werden. Ebenfalls für eine Gewerbs-
mässigkeit sprechen eine berufliche Tä-
tigkeit oder besondere Fachkenntnisse 
im Bau- oder baunahen Gewerbe und/
oder der Einsatz von Fremdkapital.
Auf Geschäftsvermögen können Ab-
schreibungen vorgenommen und Verlus-
te aus Vorjahren können verrechnet wer-
den. Da auf dem Liegenschaftseinkom-
men Sozialversicherungsabgaben zu 
leisten sind, ist die steuerliche Belastung 
meist höher als diejenige des Privatver-
mögens.
Gewinne aus Verkäufen von Immobilien 
im Geschäftsvermögen unterliegen in 
den «monistischen Kantonen» der kanto-
nalen Grundstückgewinnsteuer. In den 
übrigen «dualistischen Kantonen» sowie 
beim Bund werden die ordentlichen Ein-
kommenssteuern sowie Sozialversiche-
rungsabgaben erhoben.

Immobilien-Gesellschaften
Kapitalgesellschaften (AG/GmbH) gelten 
als selbständige Steuersubjekte. Sie ha-
ben Gewinnsteuern und im Kanton Kapi-
talsteuern zu bezahlen. Der Steuerwert 
der Aktien der Immobiliengesellschaft 
stellt beim Aktionär steuerbares Vermö-

gen dar. Gewinnausschüttungen aus Im-
mobiliengesellschaften ab einer Beteili-
gung von 10% (Dividenden) werden privi-
legiert als Einkommen besteuert. Auf 
dem Liegenschaftseinkommen/Gewinn 
fallen keine Sozialversicherungsbeiträge 
an.
Kantonal werden Gewinne aus einzelnen 
Liegenschaftsverkäufen wiederum ver-
schieden besteuert, entweder nach «mo-
nistischem System» oder «dualistischem 
System».
Unter Umständen kann es Sinn machen, 
anstelle einer Liegenschaft gleich die ge-
samte Kapitalgesellschaft zu verkaufen.
Der Verkauf einer Mehrheitsbeteiligung 
an einer Immobilien-Kapitalgesellschaft 
kommt aus Sicht der Grundstückgewinn-
steuer einem Verkauf der Liegenschaft(en) 
gleich; man spricht von einer wirtschaftli-
chen Handänderung. Ein solcher Aktien-
Mehrheitsverkauf stellt keinen steuerfrei-
en Kapitalgewinn dar, sondern löst die 
Grundstückgewinnsteuern in den einzel-
nen Kantonen der Liegenschaftsstandor-
te und evtl. die Handänderungssteuer 
aus.
Der Erwerb oder das Halten einer Immo-
biliengesellschaft kann sich aus steuerli-
cher Sicht vor allem lohnen, um die Pro-
gression beim Aktionär zu brechen. Eben-
so können Haftungs- und erbrechtliche 
Gründe ausschlaggebend sein.

Fazit
Personen, welche regelmässig Immobili-
en an- und verkaufen oder selbständig Er-
werbende, welche in einer privaten Im-
mobilie der Geschäftstätigkeit nachge-
hen, sollten sich über die Gefahren der 
Qualifikation als gewerbsmässiger Lie-
genschaftenhändler bzw. den Risiken der 
Umqualifikation von Liegenschaften im 
Privatvermögen zu Liegenschaften im 
Geschäftsvermögen bewusst sein. Wer-
den Liegenschaften zu Geschäftsvermö-
gen umqualifiziert, können diese nur 
schwer wieder dem Privatvermögen zu-
geführt werden. 



Anpassung der Statuten einer AG

Das neue Aktienrecht ist am 1. Janu-
ar 2023 in Kraft getreten. Nach einer 
zweijährigen Übergangsfrist werden 
alte rechtswidrige Statutenbestim-
mungen automatisch ausser Kraft ge-
setzt.

Es stellt sich für die Aktiengesellschaften 
die Frage, ob Massnahmen aufgrund der 
neuen Rechtsgrundlagen zu ergreifen 
sind, insbesondere ob die Gesellschafts-
statuten vor dem 31. Dezember 2024 
angepasst werden müssen. Hier einige 
Anhaltspunkte:

Aktiennennwert
Der Nennwert der Aktien muss nur noch 
grösser als null sein. Bisher mindestens 
1 Rappen.

Aktienkapital in Fremdwährung
Neu ist ein Aktienkapital in Fremdwäh-
rung möglich, sofern die ausländische 
Währung für die Geschäftstätigkeit der 
Gesellschaft wesentlich ist. Zulässige 
Währungen neben dem CHF sind EUR, 
USD, GBP und JPY. Lautet das Aktien-
kapital auf eine ausländische Währung, 
müssen auch Buchführung und Rech-
nungslegung in der entsprechenden 
Währung erfolgen. Bei der Gründung 
oder Erstanwendung muss der Gegen-
wert der ausländischen Währung dem 
Mindestkapital von CHF 100’000 ent-
sprechen. Ein Wechsel ist nur auf den 
Beginn eines Geschäftsjahres möglich, 
muss von der Generalversammlung be-
schlossen werden und braucht eine Sta-
tutenänderung.

Kapitalband
Die Generalversammlung kann den Ver-
waltungsrat ermächtigen, während einer 
Dauer von höchstens fünf Jahren das 
Aktienkapital innerhalb einer Bandbreite 
(Kapitalband) selbst zu verändern. Die 
Generalversammlung legt dabei die Dau-
er der Ermächtigung sowie die obere und 
untere Grenze des Kapitalbands fest. Die 
Einführung eines Kapitalbandes bedarf 
neben einer statutarischen Grundlage 
zwingend eine eingeschränkte Revision.

Delegation der Geschäftsführung
Neu kann der Verwaltungsrat die operati-
ve Geschäftsführung ganz oder teilweise 
an einzelne Mitglieder oder Dritte (Ge-
schäftsleitung) übertragen. Diese Delega-
tion bedurfte bisher einer statutarischen 
Grundlage und eines Organisationsreg-
lements. Während die ausdrückliche De-
legationskompetenz entfällt, bleibt das 
Organisationsreglement weiterhin eine 
zwingende Voraussetzung dafür.

Virtuelle Generalversammlung
Was während Corona per Verordnung 
eingeführt war, ist nun auch gesetzlich 
verankert. Eine Generalversammlung 
kann elektronisch abgehalten werden. 
Auch diese Möglichkeit muss aber in den 
Statuten vorgesehen sein, ansonsten sie 
nicht zulässig ist. Für die virtuelle Gene-
ralversammlung muss der Verwaltungs-
rat in der Einberufung einen unabhängi-
gen Stimmrechtsvertreter bezeichnen. In 
privaten Aktiengesellschaften können die 
Statuten vorsehen, dass darauf verzich-
tet werden kann.

Generalversammlung im Ausland
Die Generalversammlung einer Schwei-
zerischen Gesellschaft kann, wenn die 
Statuten dies vorsehen, neu auch im Aus-
land durchgeführt werden. Dafür muss 
ein unabhängiger Stimmrechtsvertreter 
bezeichnet werden, wobei die Aktionäre 
nichtkotierter Gesellschaften einstimmig 
darauf verzichten können.

Stichentscheid des Vorsitzenden
Dem Vorsitzenden der Generalversamm-
lung kann bei Stimmengleichheit der 
Stichentscheid eingeräumt werden. Dies 
bedarf allerdings einer entsprechenden 
statutarischen Regelung.

Nicht mehr zwingende Statuteninhalte
Bestimmungen über die Einberufung der 
Generalversammlung, das Stimmrecht 
der Aktionäre, über die Organe für die 
Verwaltung und für die Revision gehören 
nicht mehr zum zwingenden Inhalt der 
Statuten.


